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Vertrag über den Waffenhandel:  
Staatenkonferenz 2.–27. Juli 2012
n  Gute Fortschritte trotz formellen  

Scheiterns

Michael Brzoska · Ulrich Kühn

Vom 2. bis 27. Juli 2012 kamen in New 
York die 193 UN-Mitgliedstaaten zusam-
men, um abschließend einen internatio-
nalen Vertrag über den Waffenhandel 
(Arms Trade Treaty – ATT) auszuhandeln. 
Im Mittelpunkt der Verhandlungen stan-
den rechtsverbindliche Regeln für die in-
ternationale Ausfuhr, Einfuhr und den 
Transfer aller konventionellen Waffen. 
Die drei Hauptziele eines solchen Vertrags 
waren: den illegalen Waffenhandel zu un-
terbinden, mehr Transparenz zu erlangen 
und die potenziell negativen Auswirkun-
gen auf Menschenrechte, humanitäres Völ-
kerrecht und nachhaltige wirtschaftliche 
Entwicklung anzugehen. 

Der Handel mit konventionellen Waf-
fen ist ein globales Phänomen: alle Län-
der und Regionen sind davon betroffen. 
Zwar haben die meisten Waffenexport-
länder nationale Kontrollsysteme, aber 
diese weichen stark voneinander ab. Wäh-
rend es für die meisten Gebrauchsgüter 
des täglichen Lebens globale Handelsvor-
schriften gibt, sucht man bei konventio-
nellen Waffen danach vergebens. Gleich-
wohl hat die Erkenntnis, dass Waffen 
schädliche Wirkungen auf die Stabilität 
von Regionen und wirtschaftliche Ent-
wicklung haben können, in unzähligen 
UN-Dokumenten und Resolutionen der 
Generalversammlung und des Sicherheits-
rats Eingang gefunden. Ein besonderes 
Problem stellt der illegale Handel mit Waf-
fen dar, der viele bewaffnete Konflikte im 
wahrsten Sinne des Wortes befeuert und 
mit dessen Hilfe Waffenembargos unter-
laufen werden.

Die Vorgeschichte

Seit Beginn der neunziger Jahre haben 
sich die Vereinten Nationen in mehreren 
Anläufen des Themas angenommen. Iraks 
Invasion von Kuwait im Jahr 1990 hatte 

verdeutlicht, dass fehlende internationa-
le Transparenz die Anhäufung großer 
Mengen an konventionellen Waffen er-
leichterte. Im Dezember 1991 reagierte 
die Generalversammlung und verabschie-
dete die Resolution über Transparenz auf 
dem Gebiet der Rüstung (A/RES/46/36 L). 
Sie führte zur Einrichtung des UN-Regis-
ters für konventionelle Waffen. Im Zuge 
der ›neuen Kriege‹ in Afrika verabschie-
dete die UN-Abrüstungskommission im 
Jahr 1996 Richtlinien für den internatio-
nalen Transfer von Waffen (A/51/42, An-
nex 1). Die Richtlinien enthielten vor allem 
Empfehlungen, wie die nationalen Bestim-
mungen angeglichen und besser national 
umgesetzt werden sollten, mit dem Ziel, 
den illegalen Waffenhandel zu unterbin-
den. Wie beim UN-Waffenregister waren 
auch diese Regelungen nicht rechtlich bin-
dend.

Ein Jahr später trat eine Gruppe ehe-
maliger Friedensnobelpreisträger um den 
ehemaligen Präsidenten Costa Ricas Ós-
car Arias Sánchez mit einem internatio-
nalen Verhaltenskodex zum Transfer von 
Waffen an die Öffentlichkeit. Die Idee ei-
nes globalen und rechtlich verbindlichen 
Vertrags wurde zunächst vor allem von 
nichtstaatlichen Organisationen (NGOs) 
aufgegriffen und bekannt gemacht. Im 
Jahr 2001 präsentierte eine zivilgesell-
schaftliche Initiative einen Entwurf für 
eine Rahmenkonvention zu internationa-
len Waffentransfers (Draft Framework 
Convention on International Arms Trans-
fers). Unter dem griffigen Titel Waffen-
handelsvertrag (›Arms Trade Treaty‹ – 
ATT) begannen in der Folge die beteilig- 
ten NGOs (Amnesty International, Oxfam 
International und das Internationale Ak-
tionsnetzwerk zu Kleinwaffen), für den 
Vorschlag zu werben.

Nach und nach gelang es ihnen, ein-
zelne Regierungen von der Initiative zu 
überzeugen. Ein wichtiger Meilenstein 
war die im September 2004 offiziell ge-
machte Unterstützung Großbritanniens. 
Im Oktober 2006 brachten dann Argen-
tinien, Australien, Costa Rica, Finnland, 
Großbritannien, Japan und Kenia Reso-
lution 61/89 (Auf dem Wege zu einem 
Vertrag über den Waffenhandel) in den 
Ersten Ausschuss der UN-Generalver-
sammlung ein. In der darauf folgenden 
Abstimmung stimmte eine überwältigen-
de Mehrheit von 153 Staaten für die An-
nahme. Die einzige Gegenstimme kam 

vom weltweit größten Waffenexporteur, 
den USA.

Die Entwurfsphase

Resolution 61/89 sah unter anderem die 
Einrichtung einer Gruppe von Regie-
rungsexperten (GGE) vor. Unter Vorsitz 
des argentinischen Botschafters Roberto 
García Moritán präsentierte die Gruppe 
im August 2008 ihren Bericht (A/63/334), 
der die Probleme herausstrich, die mit 
dem unerlaubten Waffenhandel einher-
gehen, wie Terrorismus und organisierte 
Kriminalität. Eine zweite Resolution zum 
ATT (A/RES/63/240), die wiederum nur 
mit der Gegenstimme der Vereinigten 
Staaten verabschiedet wurde, bestätigte 
im Dezember 2008 den GGE-Bericht und 
folgte seiner Empfehlung, den Prozess auf 
multilateraler Ebene weiterzuführen. Mit 
dem Ziel, Konsens über die Elemente ei-
nes möglicherweise rechtsverbindlichen 
Vertrags über die Einfuhr, Ausfuhr und 
den Transfer von konventionellen Waffen 
herzustellen, beschloss die Generalver-
sammlung, eine für alle Mitgliedstaaten 
offene Arbeitsgruppe (OEWG) einzurich-
ten. Ein vorläufiger, im Konsens erstell-
ter Bericht der OEWG lag im Juli 2009 
vor (A/AC.277/2009/1). Zu diesem Zeit-
punkt lagen die Positionen der Staaten 
im Hinblick auf den Anwendungsbereich 
und die vorläufigen Parameter eines mög-
lichen Vertrags noch weit auseinander. 
Trotzdem beschleunigte sich der Diskus-
sionsprozess in den UN. Von großer Be-
deutung war die geänderte Haltung der 
amerikanischen Regierung. Außenminis
terin Hillary Clinton erklärte im Okto-
ber 2009 offiziell die Unterstützung der 
USA für das Vorhaben unter der Bedin-
gung, dass der Vertrag im Konsens aus-
gehandelt werden müsse. Am 2. Dezem-
ber 2009 verabschiedete die Generalver- 
sammlung Resolution 64/48, die den Weg 
für Verhandlungen ebnete. Die noch aus-
stehenden Sitzungen der OEWG für 2010 
und 2011 wurden kurzerhand in Sitzun-
gen eines Vorbereitungsausschusses (Prep
Com) umgewandelt und für 2012 eine 
Staatenkonferenz angesetzt.

Streitpunkte und Positionen

In Resolution 64/48 wird der Vorberei-
tungsausschuss aufgefordert, der Konfe-
renz Vorschläge für erforderliche Elemen-
te »einer wirksamen und ausgewogenen, 
rechtsverbindlichen Übereinkunft über 
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die höchstmöglichen gemeinsamen inter-
nationalen Normen für den Transfer kon-
ventioneller Waffen« zu machen. Der Aus-
schuss, wieder unter dem Vorsitz von 
Botschafter Moritán, versuchte diesem 
Leitbild nachzukommen. Als die wesent-
lichen inhaltlichen Streitpunkte kristal-
lisierten sich heraus:

n Kriterien für die Regulierung des 
Waffenhandels: Gegen alle von den Be-
fürwortern eines wirksamen ATT propa-
gierten Verbots- und Prüfkriterien wur-
den von einzelnen Staaten Bedenken er- 
hoben. Umstritten war auch, welches Ge-
wicht den Kriterien bei der Entscheidungs-
findung durch die Staaten zugemessen 
werden sollte.

n Umfang der Regulierung: Umstritten 
war vor allem die Ausweitung der im UN-
Waffenregister erfassten Kategorien auf 
Munition. Die Einbeziehung von Klein
waffen, über die Staaten an das UN-Waf-
fenregister melden können aber nicht müs-
sen, wurde allgemein akzeptiert. Zahlrei- 
che Staaten plädierten außerdem für die 
Kontrolle der Lieferung von Bauteilen und 
Komponenten sowie von Lizenzen und 
Technologie zur Herstellung von Waffen, 
um die Umgehung der Vertragsbestim-
mungen durch Auslagerung der Produk-
tion zu verhindern.

Nur von einigen Staaten wurde hinge-
gen in Frage gestellt, dass der Vertrag 
nicht nur die Ausfuhr, sondern auch den 
internationalen Transport und die Ver-
mittlung von Waffengeschäften (broke-
ring) umfassen solle. Auch wurde die 
Position, dass lediglich für den illegalen 
Waffenhandel Richtlinien formuliert wer-
den sollten, von nur wenigen Staaten ver-
treten. Geringe Unterstützung fand die 
von vielen NGOs vorgetragene Forde-
rung einer internationalen Überprüfung 
der von nationalen Regierungen zu tref-
fenden Entscheidungen. Hingegen bestand 
weitgehende Übereinstimmung, eine Be-
richtspflicht über die Umsetzung der Be-
stimmungen des Vertrags sowie deren 
Diskussion auf Überprüfungskonferenzen 
in den Vertragstext aufzunehmen.

Während der PrepCom-Sitzungen kris-
tallisierte sich eine breite Unterstützer-
koalition für einen wirksamen Vertrag 
heraus. Neben vielen Ländern aus Afrika 
südlich der Sahara, Asien und Lateiname-
rika zählten dazu auch jene Lieferländer, 
die bereits nationale Ausfuhrregelungen 
auf hohem Kontrollniveau haben und ei-

nen ATT möglichst nahe an diesen Re-
gimen angesetzt sehen wollten. Dazu ge-
hörten die großen EU-Waffenexporteure 
Deutschland, Frankreich und Großbri-
tannien. Deutschland hatte sich anfangs 
skeptisch gezeigt und argumentiert, die 
Diskussion über einen Waffenhandelsver-
trag lenke von der eigentlich wichtigeren 
Kleinwaffenproblematik ab, die seit dem 
Jahr 2001 in einem eigenen UN-Prozess 
behandelt wird. Doch nach und nach 
wandelte sich Deutschland von einem 
Skeptiker zu einem offensiven Verfech-
ter eines robusten ATT. Dies wurde be-
sonders deutlich in Deutschlands, letzt-
lich vergeblicher, Ablehnung des Kon- 
sensprinzips. Die USA unterstützten den 
Prozess, wandten sich aber strikt gegen 
die Aufnahme von Munition und die 
Pflicht, die Einfuhr von Waffen genau 
zu dokumentieren und zu kontrollieren. 
Dies waren die wesentlichen Kritikpunk-
te der äußerst einflussreichen amerikani-
schen Lobbygruppe ›National Rifle Asso-
ciation‹ (NRA). Diese Punkte waren auch 
von einer Mehrheit von Senatoren in ei-
nem Schreiben an Präsident Barack Ob-
ama aufgenommen worden. Die Ratifi-
zierung eines ATT im amerikanischen 
Senat, für die mindestens 60 Senatoren 
stimmen müssten, erscheint gegen die Op-
position der NRA sehr unwahrschein-
lich.

Vor allem die arabischen Staaten, an-
geführt von Ägypten, zeigten sich skep-
tisch bis ablehnend. So machte Kairo 
seine Präferenz für ein lediglich politisch 
verbindliches Dokument deutlich. Ein 
wiederholt ins Feld geführtes Argument 
der Kritiker war die Auslegung von Ar-
tikel 51 UN-Charta (Recht auf Selbst-
verteidigung). Damit verbinden diese Staa-
ten nicht nur das Recht, Waffen einzu- 
führen, sondern auch die Pflicht der ex-
portierenden Nationen, Waffen zu liefern. 
Auch bestand bei einigen Staaten der 
Vorbehalt, dass ein ATT nur ein weite-
res Exportkontrollregime darstellen wür-
de und letztlich sogar den dringend be-
nötigten Nord-Süd-Technologietransfer 
unterbinden könnte. Auch China und In-
dien zeigten sich eher zurückhaltend und 
wollten zunächst die bereits bestehenden 
internationalen Abmachungen gestärkt 
sehen. Vor allem Iran, Kuba, Nordkorea, 
Pakistan, Russland, Saudi-Arabien und 
Venezuela begleiteten den Prozess eher 
obstruktiv und stellten praktisch alle dis-

kutierten potenziellen Vertragselemente 
in Frage, ohne konstruktive Alternativen 
zu benennen.

Trotzdem endete der PrepCom-Pro-
zess ermutigend. Dies war ein wesentli-
ches Verdienst von Botschafter Moritán 
und seiner Unterstützer. Ein von ihm in 
persönlicher Funktion im Juli 2011 vorge-
legter Vertragsentwurf (A/CONF.217/1, 
Annex 2) wurde von einer großen Grup-
pe von Staaten, wie auch vielen NGOs, 
als gute Grundlage für die Verhandlun-
gen im Juli 2012 angesehen.

Die Verhandlungen

Mit Beginn der eigentlichen Verhandlun-
gen am 2. Juli 2012 zeigte sich, wie 
schwerfällig der weitere Prozess verlau-
fen sollte. So beschäftigte die Frage des 
Status der palästinensischen Autonomie-
gebiete die Teilnehmer bis weit in die 
Abendstunden des ersten Konferenztags, 
was zur Verschiebung der Konferenzer-
öffnung führte. Botschafter Moritán leg-
te, auf der Grundlage der im Vorfeld der 
Konferenz durchgeführten Konsultatio-
nen, neue Elemente für einen Vertrags-
entwurf vor (Discussion Paper of 3 July). 
Als Arbeitsprozedere schlug er zwei Ar-
beitsgruppen vor: Gruppe 1 sollte sich 
um die Präambel, Grundsätze, Ziele und 
Kriterien kümmern und Gruppe 2 um den 
Anwendungsbereich, die Durchführung 
und die Schlussbestimmungen.

Bald wurde deutlich, dass konzertierte 
Aktionen der Gegner eines starken ATT 
den Verhandlungsprozess immer wieder 
erfolgreich verschleppen konnten. Proze-
durale Fragen dienten Iran, Kuba, Nord-
korea und Syrien wiederholt als Vorwand 
für ausufernde Diskussionen. Besonders 
Russland und China machten wiederholt 
ihre reservierte Haltung deutlich. So in-
sistierte Russland auf seiner Forderung 
einer ausschließlichen Konzentration auf 
den illegalen Waffenhandel, und China 
pochte auf die nationale Souveränität als 
entscheidendem Kriterium dafür, wann 
und unter welchen Umständen Waffen-
lieferungen zu erfolgen hätten. Pakistan 
wiederum forderte, auch die Produktion 
von Waffen durch einen ATT zu regulie-
ren. Die am 13. beziehungsweise 16. Juli 
vorgelegten Entwürfe der beiden Vorsit-
zenden der Arbeitsgruppen konnten nicht 
verdecken, dass es in der ersten Hälfte 
der Konferenz kaum inhaltliche Fort-
schritte gegeben hatte.
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Auch in den beiden verbliebenen Wo-
chen verbrauchten die Delegationen ei-
nen Großteil der Zeit mit generellen Er-
klärungen und Diskussionen der zahlrei- 
chen strittigen Punkte. Neben den bereits 
genannten Aspekten waren dies unter 
anderen auch die Fragen, ob Sportwaffen 
vom Vertrag erfasst werden sollten (Ita-
lien weigerte sich), ob Staaten an Nicht-
regierungstruppen liefern dürften (die 
USA wollten sich diese Option offen hal-
ten) und ob ein ATT erst dann in Kraft 
treten könnte, wenn die größten Expor-
teure ratifiziert hätten. Die Masse der Stel-
lungnahmen der Staaten legte den Ein-
druck nahe, dass die Konferenz im Streit 
enden würde. 

Erster umfassender Entwurf

Dies galt auch für die Reaktionen auf ei-
nen ersten umfassenden Entwurf für ei-
nen ATT durch Botschafter Moritán in 
Verbindung mit 173 Staaten vom 24. Juli. 
Von den Vertretern einiger skeptischer 
Staaten, einschließlich der USA und Russ-
lands, wurde dieser Entwurf heftig kriti-
siert. Trotzdem schien eine Wende mög-
lich, als im Verlauf des Nachmittags des 
26. Juli vom Konferenzpräsidenten ein 
neuer Entwurf vorgelegt wurde (A/CONF. 
217/CRP.1). Dieser war deutlich als Kom-
promissangebot an die Skeptiker, vor al-
lem die USA, erkennbar. Zahlreichen Be-
denken wurde Rechnung getragen. 
Gleichzeitig fanden sich aber auch die 
Forderungen der Befürworter eines wirk-
samen Vertrags wieder. Dadurch hat der 
Entwurf eine komplizierte und nicht wi-
derspruchsfreie Struktur. Praktisch alle 
im Verhandlungsprozess eingeführten 
Aspekte von Befürwortern und Skepti-
kern wurden in die sehr umfangreiche 
Präambel aufgenommen – von der Beto-
nung, dass Frauen und Kinder in beson-
derer Weise von Konflikten und bewaff-
neter Gewalt betroffen sind bis hin zur 
gesetzlich geschützten Nutzung von be-
stimmten Typen konventioneller Waffen 
zur Freizeitgestaltung.

Als ›harte‹ Kriterien für das Verbot von 
Waffentransfers wird lediglich die Ein-
haltung international rechtsverbindlicher 
Verpflichtungen aufgeführt (Art. 3). Hin-
gegen werden weitere Kriterien der Bewer-
tung durch die jeweiligen Exportstaaten 
unterstellt (Art. 4). Diese sollen prüfen, 
ob ein Export eher zu Frieden und Si-
cherheit beiträgt oder ihn unterminiert 

und ob damit schwere Verletzungen des 
humanitären Völkerrechts, der Menschen-
rechte oder internationaler Abkommen 
im Bereich der Bekämpfung des Terro-
rismus begangen oder gefördert werden. 
Wenn die Staaten zu dem Ergebnis kom-
men, dass ein »überwiegendes« (»over-
riding«) Risiko besteht, dass die genann-
ten Folgen eintreten, sollten sie keine Ge- 
nehmigung (»shall not authorize«) ertei-
len. Noch weicher sind weitere Kriterien 
formuliert: Staaten sollen mögliche (»fea
sible«) Maßnahmen treffen, um zum Bei-
spiel zu vermeiden, dass Waffen Gegen-
stand von Korruption werden oder die 
Entwicklung eines Käuferlands beein-
trächtigen.

Die strittigen Punkte bei der Frage des 
Umfangs der Regulierung wurden eben-
falls in einen Kompromiss gegossen. In 
Artikel 2 (Scope) werden weder Muni
tion, Bauteile und Komponenten noch 
Lizenzen oder die Technologie für die 
Herstellung von Waffen genannt. Hinge-
gen werden im Durchführungsteil (Art. 6) 
die Staaten aufgefordert, auch die Aus-
fuhr von Munition sowie Bauteilen und 
Komponenten zu regulieren und hierbei 
die Bestimmungen von Artikel 3 sowie 
der im Rahmen der »Risikoeinschätzung« 
genannten Kriterien (nicht jedoch der wei-
teren Kriterien) von Artikel 4 anzuwen-
den. Technologie wird hingegen nur in der 
Präambel erwähnt; Lizenzen gar nicht. 
Letzteres war ein Anliegen der deutschen 
Regierung, da der Export von Lizenzen 
bisher in Deutschland nicht genehmigt 
werden muss und zusätzlicher Verwal-
tungsaufwand befürchtet wurde. Ein wei-
teres Entgegenkommen gegenüber den 
USA (und der NRA) ist, dass alle Be-
richts- und Aufbewahrungspflichten für 
Dokumente unter den Vorbehalt gestellt 
werden, dass sie mit den jeweiligen natio
nalen Gesetzen vereinbar sind. Auch wenn 
der Vertragsentwurf vom 26. Juli damit 
aus Sicht der staatlichen Verfechter eines 
starken Vertrags viele Defizite aufweist, 
fand er deren grundsätzliche Unterstüt-
zung.

Abbruch der Verhandlungen

Der erfolgreiche Abschluss der Konferenz 
wurde am Morgen des 27. Juli jedoch un-
möglich gemacht, als die USA erklärten, 
mehr Bedenkzeit zu brauchen und keiner 
Erklärung zum vorliegenden Vertragstext 
zustimmen zu wollen. Dies war das Sig-

nal für bekannte ATT-Skeptiker wie Ku
ba, Russland, Syrien und Venezuela, ihre 
Ablehnung des Vertragsentwurfs zu er-
klären. Der ATT war vorläufig geschei-
tert. Allerdings zeigte die Konferenz, und 
insbesondere auch die am Ende doch brei-
te Unterstützung des vorliegenden Ent-
wurfs, dass während der Konferenz er-
hebliche Fortschritte in Richtung einer 
Klärung, wie ein ATT aussehen könnte, 
gemacht wurden. Die Chancen, dass es 
in absehbarer Zeit einen Waffenhandels-
vertrag geben wird, haben sich deutlich 
erhöht.

Aussichten

Verschiedene Optionen sind denkbar. In 
einer Erklärung von mehr als 90 Staa-
ten, darunter auch Deutschland, die kurz 
vor Abschluss der Konferenz vom Ver-
treter Mexikos verlesen wurde, wird an-
gekündigt, das Vorhaben möglichst rasch 
wieder in die Generalversammlung einzu-
bringen. Eine Möglichkeit ist, dass eine 
Gruppe von Staaten eine leicht überar-
beitete Fassung des vorliegenden Entwurfs 
einbringt, um eine Resolution, in welcher 
der Entwurfstext zur Ratifizierung emp-
fohlen wird, zu erreichen. Eine andere Va-
riante ist eine Resolution, in der die Ge-
neralversammlung einen weiteren, mög- 
licherweise recht kurzen, Zeitraum für 
die Aushandlung eines endgültigen Tex-
tes auf der Grundlage des vorliegenden 
Entwurfs beschließt.

Alternativ zu einem Vorgehen in den 
UN haben bereits einige NGOs, die für 
einen umfassenden und wirksamen ATT 
eintreten, für einen neuen Anlauf der 
Staaten außerhalb der UN in einem ei-
genständigen Format plädiert. Vorbilder 
sind die Konventionen zu Anti-Personen-
Minen (Ottawa-Konvention) und Streu-
munition (Oslo-Konvention). Die Wahr-
scheinlichkeit, dass die USA und Russland 
selbst einem stark verwässerten ATT bei-
treten, wird von den NGOs als gering 
eingeschätzt. Deshalb sollten die Kompro-
misse, die dem Zweck dienten, möglichst 
breite Unterstützung zu finden, wieder 
zurückgenommen werden. Allerdings ist 
fraglich, welchen Wert ein Waffenhandels-
vertrag hätte, dem die beiden größten Waf-
fenexporteure nicht verpflichtet sind.

Textentwurf: A/CONF.217/CRP.1 v. 26.7.2012. Weitere 

Informationen und Dokumente über: www.un.org/

disarmament/ATT/


